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Gemeinsame Stellungnahme                                                                                                       

Die Deutsche Gesellschaft für Soziale Arbeit e. V., vertreten durch die Fachgruppe Soziale 
Arbeit in Kontexten des Alter(n)s, der Deutsche Berufsverband für Soziale Arbeit e. V. Lan-
desverband Nordrhein-Westfalen, vertreten durch den Senior*innen-DBSH NRW, und die 
Deutsche Vereinigung für Soziale Arbeit im Gesundheitswesen e. V. haben sich auf die 
folgende Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Verwaltungsvereinfachung 
im Bereich des Heimrechts für das Land Nordrhein-Westfalen sowie zum Entwurf ei-
ner Verordnung zur Durchführung des Wohn- und Teilhabegesetzes1 verständigt.  

Mit dieser Stellungnahme erfolgt erstmals eine gemeinsame Positionierung dieser zent-
ralen Fachorganisationen Sozialer Arbeit, weil mit zentralen, in den Entwürfen vorge-
schlagenen Änderungen die Zukunft einer qualitätsvollen sozialen Betreuung in Wohn- 
und Pflegeeinrichtungen2 für ältere Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf3 in 
Frage steht. Denn anspruchsvolle Aufgaben der sozialen Betreuung müssen auch in 
Wohn- und Pflegeeinrichtungen für ältere Menschen weiterhin von Fachpersonal über-
nommen werden! 

Diese Stellungnahme fokussiert somit erstens auf die vorgesehenen Änderungen in Bezug 
auf Fachpersonen der sozialen Betreuung in Wohn- und Pflegeeinrichtungen für ältere 
Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf. Zweitens erfolgt der Fokus auf Soziale 
Arbeit, um spezifisch auf die gravierenden Konsequenzen dieser Änderungen für die 
selbstbestimmte Lebensführung und Teilhabe am gesellschaftlichen Leben der Nut-
zer*innen in Wohn- und Pflegeeinrichtungen aufmerksam zu machen, wenn Fachperso-
nal der Sozialen Arbeit zukünftig nicht mehr vertreten wäre.  

 

 
1 Wichtiger parlamentarischer Hinweis: Der Entwurf einer Verordnung zur Durchführung des 
Wohn- und Teilhabegesetzes liegt dem Landtag bislang nicht vor, muss zum Verständnis ei-
nes Teils der Stellungnahme aber herangezogen werden! 
2 In dieser Stellungnahme wird der Terminus „Wohn- und Pflegeeinrichtungen“ verwendet, um deutlich zu 
machen, dass stationäre Einrichtungen für Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf nicht nur Orte 
der ‚Pflege‘, sondern auch Orte des ‚Wohnens‘ und ‚Lebens‘ darstellen. Im Sinne des WTG NRW sind es 
Einrichtungen mit umfassendem Leistungsangebot, die Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf 
eine Gesamtversorgung inklusive Wohnraum, Pflege, Betreuung und hauswirtschaftlicher Versorgung zur 
Verfügung stellen – hier bezogen auf Einrichtungen für ältere Menschen. 
3 In dieser Stellungnahme werden die Begriffe „ältere Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf“ 
oder „Nutzer*innen“ verwendet, weil aus einer subjektorientierten Perspektive vom jeweiligen Menschen 
ausgegangen wird und die Würde sowie Individualität der Person über ihre Diagnose oder vermeintliche 
Einschränkung gestellt und sie nicht auf einzelne Merkmale reduziert werden soll. Zudem wird mit der Um-
schreibung „Pflege- und Unterstützungsbedarf“ davon ausgegangen, dass die Bedürfnisse und Bedarfe von 
Nutzer*innen in Wohn- und Pflegeeinrichtungen nicht auf körperbezogene Pflegemaßnahmen beschränkt 
sind, sondern darüber hinaus vielfältig auf Maßnahmen der psychosozialen Begleitung und Unterstützung 
einer selbstbestimmten Lebensführung sowie Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. 
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I. Kurzfassung der Begründungen  

Die Deutsche Gesellschaft für Soziale Arbeit e. V., vertreten durch die Fachgruppe Sozi-
ale Arbeit in Kontexten des Alter(n)s, der Deutsche Berufsverband für Soziale Arbeit e. V. 
Landesverband Nordrhein-Westfalen, vertreten durch den Senior*innen-DBSH NRW, und 
die Deutsche Vereinigung für Soziale Arbeit im Gesundheitswesen e. V. bewerten den Ent-
wurf eines Gesetzes zur Verwaltungsvereinfachung des Heimrechts sowie des Entwurfs 
einer Verordnung zur Durchführung des Wohn- und Teilhabegesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen in Bezug auf die Veränderungen zu Fachpersonen der sozialen Betreuung 
kritisch. Dem Entwurf der Landesregierung liegt offensichtlich die Annahme zu-
grunde, dass das Recht der sozialen Betreuung bereits abschließend auf Bundes-
ebene im SGB XI geregelt ist und deshalb diesbezügliche Regelungen auf Landes-
ebene im WTG NRW verzichtbar sind. Dies ist jedoch nicht der Fall! 

Auch wenn die Intention der Verwaltungsvereinfachung nachvollziehbar ist, dürfen Strei-
chungen und Abschwächungen von – nur auf Landesebene vorhandenen – ordnungs-
rechtlichen Regelungen nicht die personelle Strukturqualität und damit die Sicherstel-
lung der Schutz-, Selbstbestimmungs- und Teilhaberechte der Nutzer*innen gefährden. 
Das Heimrecht darf nicht auf Ziele der Gefahrenabwehr reduziert werden, sondern dient 
ausdrücklich auch der Qualitätssicherung. 

Das WTG NRW galt seit der Föderalisierung des Heimrechts auch deswegen als das fort-
schrittlichste im Bundesgebiet, weil es sich nicht mehr an der Wohnform (Einrichtungen 
der ‚Pflege‘ oder Eingliederungshilfe; ‚ambulant‘ oder ‚stationär‘), sondern am Schutzbe-
dürfnis der Nutzer*innen orientierte. Diese zu begrüßende Orientierung wird aufgegeben, 
wenn nun in bestimmten grundsätzlichen Fragen, trotz vergleichbarer Bedingungen, wie-
der zwischen Einrichtungen der ‚Pflege‘ und Eingliederungshilfe unterschieden werden 
soll. 

Wenn die Entwürfe des WTG NRW_E und der WTG DVO_E weiterhin nahezu unverändert, 
explizit und differenziert, Ziele und Anforderungen der selbstbestimmten Lebensführung 
und gleichberechtigten Teilhabe älterer Menschen in Wohn- und Pflegeeinrichtungen 
festhalten, dann erfordert deren Umsetzung qualifiziertes, interprofessionell handelndes 
Personal und klare Regelungen zu Aufgaben, Verantwortungen und Qualifikationen. Die 
Aufgaben der sozialen Betreuung in Bezug auf die älteren Menschen mit Pflege- und Un-
terstützungsbedarf und ihre Angehörigen, die Institution und das Quartier gehen weit über 
niedrigschwellige Angebote der Aktivierung und Betreuung hinaus. Dafür reichen weder 
die Kompetenz und Qualifikation von zusätzlichen Betreuungskräften nach § 53b 
SGB XI noch die Kompetenz und Qualifikation von Pflegefachpersonen im Sinne pfle-
gerischer sozialer Betreuung – ausschließlich dies regelt das SGB XI – aus. In den Ent-
würfen werden dagegen wesentliche Festlegungen zur personellen Strukturqualität für 
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auf die selbstbestimmte Lebensführung und Teilhabe gerichtete soziale Betreuung gestri-
chen oder abgeschwächt, was die Umsetzung der WTG-Ziele grundlegend gefährdet. 

Der zentrale Kritikpunkt dieser Stellungnahme bezieht sich darauf, dass der Entwurf 
der WTG DVO in § 1 die Anerkennung als Fachkraft in Unterstützungsangeboten nur 
noch nach § 15 Abs. 2 WTG_E vorsieht. Damit würde eine ordnungsrechtliche Grund-
lage für die Beschäftigung und Finanzierung von Fachpersonen der sozialen Betreu-
ung in Wohn- und Pflegeeinrichtungen für ältere Menschen entzogen und wären 
diese zukünftig nur noch für Einrichtungen der Eingliederungshilfe vorgesehen. Da 
die „Personalbemessung in vollstationären Pflegeeinrichtungen“ nach § 113c SGB XI 
keine Bemessungsgrundlage für Fachpersonal der sozialen Betreuung enthält, sind lan-
desrechtliche Bestimmungen weiterhin notwendig, um dieses Fachpersonal in den Ein-
richtungen erhalten und die Schutz-, Selbstbestimmungs- und Teilhaberechte der Nut-
zer*innen praktisch sicherstellen zu können. 

II Vorschläge 

Vor diesem Hintergrund fordern die oben genannten Fachorganisationen der Sozialen Ar-
beit folgende Anpassungen:4 

1. Vorschlag zur Sicherung der personellen Strukturqualität 

Im WTG NRW_E wurden grundlegende Anforderungen an die personelle Strukturqualität 
gestrichen, indem in § 1 WTG NRW_E der aktuell in § 1 Abs. Satz 2 WTG NRW enthaltene 
Halbsatz „die Rahmenbedingungen für Betreuungs- und Pflegekräfte positiv zu gestalten 
und die Einhaltung der den Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbietern obliegenden 
Pflichten zu sichern“ ersatzlos gestrichen wird. 

Unser Vorschlag ist, dass die im geltenden § 1 Abs.1 Satz 2 WTG NRW enthaltene Zielset-
zung weiterhin in § 1 Abs. 1 WTG NRW_E aufgenommen wird. 

2. Vorschläge zur Sicherung der personellen Strukturqualität in Bezug auf Fachkräfte 
für ‚betreuende Tätigkeiten‘ sowie die schriftliche Festlegung ihrer Aufgaben, Verant-
wortungen und Qualifizierungen  

Zur Sicherung der personellen Strukturqualität wird auch im neuen WTG NRW klarge-
stellt: "Betreuende Tätigkeiten dürfen nur durch Fachkräfte oder unter deren angemesse-
ner Beteiligung wahrgenommen werden." Dieser bisher in § 4 Abs. 10 Satz 1 WTG NRW 
verankerte Grundsatz sollte zur Klarstellung als neuer § 14 Abs. 3 Satz 2 WTG NRW_E 

 
4 Rechtlich orientieren sich die Vorschläge an der Stellungnahme von Prof. Dr. Harry Fuchs, die im Rahmen 
der Verbändeanhörung des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-West-
falen zu dem WTG NRW_E und der WTG DVO_E eingereicht wurde. Zusätzlich wurden die Inhalte der vorlie-
genden Stellungnahme mit dem Sozialrechtler Prof. Dr. Matthias Meißner beraten. 
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angefügt werden. Der letzte Halbsatz in § 14 Abs. 3 Satz 1 WTG NRW_E, wonach "die Be-
schäftigten kompetenzorientiert eingesetzt werden“, ist zu streichen.  

Die geltenden Bestimmungen zur genauen Festlegung der betreuenden Tätigkeiten, zu 
den fachlichen Standards für die Ausübung der betreuenden Tätigkeiten, zur Qualifizie-
rung der Beschäftigten und zur Überwachung der Ausübung in § 4 Abs. 10 Satz 2 WTG 
NRW müssen erhalten bleiben (vorzugsweise als neuer Absatz 8 nach § 4 Abs. 7 WTG_E). 

"Angebote und Leistungen nach diesem Gesetz müssen dem jeweiligen Stand der fachli-
chen und wissenschaftlichen Erkenntnisse entsprechen und barrierefrei sein." Nach die-
sem Grundsatz in § 4 Abs. 2 Satz 1 WTG_E sollte zur Vermeidung von Dopplungen ein 
neuer Satz 2 angefügt werden: „§ 15 Abs. 3 WTG_E gilt entsprechend." Leistungsanbie-
ter*innen haben demnach unter anderem festzulegen, welche Tätigkeiten im Einzelnen 
ausgeführt werden, welche fachlichen Standards es für die Ausübung der jeweiligen Tä-
tigkeiten gibt, wie deren Umsetzung gesichert wird und wie die Überwachung der Aus-
übung dieser Tätigkeit organisiert ist. 

3. Vorschlag zur Sicherung der personellen Strukturqualität in Bezug auf Qualifikati-
onen von Fachpersonen der sozialen Betreuung 

Hinter § 1 Abs. 1 WTG DVO_E wird folgender Absatz eingefügt: 

„Fachkraft für soziale Betreuung ist in Einrichtungen nach § 2 Abs. 1 WTG auch, wer über 
ein staatlich anerkanntes, abgeschlossenes Studium in Sozialer Arbeit, Heilpädagogik, 
Erziehungswissenschaften, Psychologie oder Gesundheits-, Pflege- oder Sozialmanage-
ment verfügt“. 

Diese Anpassungen sind nach Auffassung der Stellungnehmenden absolut notwendig, 
damit die im Gesetz verankerten Schutz-, Selbstbestimmungs- und Teilhaberechte prak-
tisch eingehalten und die Qualität der Begleitung, Förderung und Versorgung in 
Wohn- und Pflegeeinrichtungen gesichert werden können. 

Die nachfolgenden Ausführungen zeigen, dass die hier benannten Vorschläge inhalt-
lich bereits grundsätzlich im gültigen WTG NRW und der WTG DVO enthalten sind – 
absolut berechtigt u. a. auf Grundlage der UN-Behindertenrechtskonvention und des 
Inklusionsgrundsätzegesetzes NRW. Sie dürfen nicht aufgegeben werden! 
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III. Begründung mit Bezug auf die Stärken des gültigen WTG NRW und der WTG DVO  

Aus Sicht der Sozialen Arbeit sind folgende Stärken des gültigen Wohn- und Teilhabe-
gesetzes und der dazugehörigen Durchführungsverordnung mit Bezug auf ältere Men-
schen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf, die in stationären Wohn- und Pflegeeinrich-
tungen leben, besonders hervorheben: 

1. Festlegungen zum Zweck des Gesetzes in Bezug auf ältere Menschen mit Pflege- 
und Unterstützungsbedarf in § 1 Abs. 1 WTG NRW: Das Gesetz hat nicht nur den 
Zweck, „älteren oder pflegebedürftigen Menschen ein selbstbestimmtes Leben zu ge-
währleisten, deren Mitwirkung und Mitbestimmung [zu] unterstützen und  die Transpa-
renz über Gestaltung und Qualität von Betreuungsangeboten [zu] fördern“ (§ 1 Abs. 1 
WTG NRW), sondern fordert die Leistungsanbieter*innen auch ausdrücklich dazu auf, 
„eine angemessene und individuelle Lebensgestaltung insbesondere durch die 
gleichberechtigte Teilhabe am gemeinschaftlichen und kulturellen Leben“ zu ermög-
lichen“ (§ 1 Abs. 3 WTG NRW). 

 Damit ist das WTG NRW nicht allein auf eine behördliche Gefahrenabwehr be-
schränkt, sondern dient ebenso dazu, grundlegende Interessen und Rechte der 
Nutzer*innen zu schützen, zu gewährleisten oder zu unterstützen.  

2. Anforderungen zur Unterstützung und Förderung der Teilhabe am Leben in der Ge-
sellschaft in § 5 WTG NRW: Konkretisiert werden diese Zweckbestimmungen in § 5 
WTG NRW, in dem nochmal benannt wird, dass die Leistungsanbieter*innen „im Rah-
men der jeweiligen Leistungsvereinbarungen die gleichberechtigte Teilhabe der Nut-
zerinnen und Nutzer am Leben in der Gesellschaft zu unterstützen und zu fördern“ ha-
ben (§ 5 Abs. 2 WTG NRW).  Dazu dienen unter anderem die „Einbeziehung von Ange-
hörigen und anderen Bezugspersonen sowie bürgerschaftlich Engagierten in das von 
dem jeweiligen Angebot unterstützte Alltagsleben sowie die Öffnung der Angebote für 
Kooperationen und Veranstaltungen mit externen Institutionen, Vereinen und anderen 
Stellen“, das Angebot, zielgruppenbezogener „Betätigungen […], die die Fertigkeiten 
der Nutzerinnen und Nutzer in alltagsnahen und gewohnten Handlungen zur Geltung 
bringen“, die Aufgaben, „in Zusammenarbeit mit geeigneten Einrichtungen und Orga-
nisationen regelmäßig über Veranstaltungen und Aktivitäten im Quartier zu informie-
ren und die Teilnahme daran zu unterstützen und zu fördern“ sowie die „Wahrneh-
mung auswärtiger Termine zu unterstützen und zu fördern“ (§ 5 Abs. 2 WTG NRW).  

 Damit wird das Recht auf Teilhabe gemäß der UN-Behindertenrechtskonvention 
und des Inklusionsgrundsätzegesetzes NRW von Nutzer*innen stationärer Wohn- 
und Pflegeeinrichtungen grundlegend festgehalten und mit ausgewählten Maß-
nahmen untermauert. Dabei ist diese Vorschrift auch nicht auf den unmittelbaren 
Einzugsbereich der Einrichtung beschränkt, sondern unterstützt die Selbst-
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bestimmungsrechte der Nutzer*innen entsprechend der Bestimmungen der UN-BRK 
auch außerhalb der Einrichtungen über den Nahraum hinaus. 

3. Bestimmungen zum Begriff der sozialen Betreuung in § 3 Abs. 1 WTG NRW: In § 3 
Abs. 1 WTG NRW werden Ziele und Tätigkeiten der sozialen Betreuung differenziert 
umschrieben. Demgemäß umfasst sie u. a. „Tätigkeiten, die Menschen in einer selbst-
bestimmten Lebensführung und insbesondere der Erfüllung ihrer sozialen und kogni-
tiven Bedürfnisse unterstützen sowie der Förderung einer unabhängigen Lebensfüh-
rung und der vollen Teilhabe am Leben in der Gesellschaft dienen.“ 

 Damit hält das WTG NRW differenziert anspruchsvolle Ziele und Aufgaben der so-
zialen Betreuung fest, die ebenfalls für Wohn- und Pflegeeinrichtungen für ältere 
Menschen gelten und die Anforderungen an eine entsprechende personelle Struktur-
qualität auch in Bezug auf die Qualifikation des Fachpersonals der sozialen Betreuung 
notwendig machen. 

4. Festlegungen zum Zweck des Gesetzes in Bezug auf die personelle Strukturqua-
lität in § 1 Abs. 1 WTG NRW: § 1 Abs. 1 WTG NRW hält bislang fest, dass „die Rah-
menbedingungen für Betreuungs- und Pflegekräfte positiv zu gestalten und die Einhal-
tung der den Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbietern obliegenden Pflichten 
zu sichern“ sind. 

 Damit werden auch Festlegungen zum Zweck des Gesetzes getroffen, die sich auf 
die Beschäftigten beziehen. Dies ist von zentraler Bedeutung, da hiermit rechtlich 
anerkannt wird, dass die Ergebnisqualität für die Nutzer*innen untrennbar mit der 
Strukturqualität in Bezug auf das Personal und seine Arbeitsbedingungen verbunden 
ist. Mit dieser Festlegung entspricht das gültige WTG NRW einer Logik im Heimrecht, 
die nicht nur von ‚Mängelverwaltung‘ und ‚Kontrollorientierung‘ ausgeht, sondern 
auch eine möglichst positive Gestaltung der Rahmenbedingungen für das Personal 
fördert, die das Fundament von Prozess- und Ergebnisqualität sind. 

5. Anforderungen an die personelle Strukturqualität in Bezug auf Fachkräfte für ‚be-
treuende Tätigkeiten‘ sowie die schriftliche Festlegung ihrer Aufgaben, Verant-
wortungen und Qualifizierungen in § 4 Abs. 10 WTG NRW: In § 4 Abs. 10 WTG NRW 
wird in Satz 1 festgehalten: „Betreuende Tätigkeiten (dürfen) nur durch Fachkräfte 
oder unter deren angemessener Beteiligung wahrgenommen werden“. 

 Damit wird die Relevanz von Fachkräften bzw. Fachpersonen für sogenannte ‚be-
treuende Tätigkeiten‘ festgehalten. Zugleich ist damit ein ‚fachkraftbasiertes 
Schutzniveau‘ verbunden, das auch in Wohn- und Pflegeeinrichtungen für ältere Men-
schen dem Schutz und der angemessenen Unterstützung der Nutzer*innen dient, 
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weil eine hohe Betreuungsqualität im Ergebnis nur durch entsprechende Anforde-
rungen an die personelle Strukturqualität sichergestellt werden kann. 

 

In Satz 2 des § 4 Abs. 10 WTG NRW wird ferner festgehalten, dass die Leistungsanbie-
ter*innen „schriftlich mindestens festzulegen haben, 

1. welche betreuenden Tätigkeiten im Einzelnen ausgeführt werden und welchen Be-
schäftigten dabei welche Aufgaben und Verantwortungen zuzuordnen sind, 
2. welche fachlichen Standards es für die Ausübung der betreuenden Tätigkeiten gibt 
und wie deren Umsetzung gesichert wird, 
3. wie die oder der Beschäftigte für die Ausübung der betreuenden Tätigkeiten qualifi-
ziert wurde und 
4. wie die Überwachung der Ausübung dieser betreuenden Tätigkeit organisiert ist.“ 

 Damit wird sichergestellt, dass ‚betreuende Tätigkeiten‘ kein Zufalls- und/oder Ne-
benprodukt darstellen, sondern qualitätsvoll auf einer konzeptionellen Basis so-
wie nach fachlichen Standards wahrgenommen werden und geregelte Zuständig-
keiten innerhalb der interprofessionellen Kooperation in Wohn- und Pflegeeinrichtun-
gen erfolgen. Zudem wird nur so für die Nutzer*innen sowie ihre Angehörigen ebenso 
wie für die zuständigen Behörden (v. a. WTG-Behörde) transparent, welche Mitarbei-
tenden-Gruppe welche Aufgaben ausführt.  

6. Anforderungen an die personelle Strukturqualität in Bezug auf Qualifikationen 
von Fachpersonen der sozialen Betreuung in § 1 WTG DVO: In § 1 Abs. 1 WTG-DVO 
wird festgehalten, dass als „Fachkraft in der Pflege und in der sozialen Betreuung“ u. 
a. tätig sein können: Altenpfleger*innen, Gesundheits- oder Krankenpfleger*innen 
oder Kinderkrankenpfleger*innen. In § 1 Abs. 2 WTG-DVO wird ergänzt, dass als Fach-
kräfte für soziale Betreuung „auch“ tätig sein können: u. a. Personen mit Studienab-
schluss in Sozialer Arbeit, Heilpädagogik, Erziehungswissenschaften, Psychologie 
oder Gesundheits-, Pflege- oder Sozialmanagement ebenso wie mit Berufsabschluss 
als Erzieher*in, Heilerziehungspfleger*in, Ergo-, Physio- oder Sprachtherapeut*in und 
Personen, die über gleichwertige staatlich anerkannte Berufsqualifikationen verfügen. 

 Damit wird die personelle Strukturqualität hinsichtlich möglicher Qualifikationen 
von Fachpersonen der sozialen Betreuung bestimmt. So werden Berufsabschlüsse 
verschiedener Pflegefachberufe und Studienabschlüsse unterschiedlicher Sozial- 
und Humanwissenschaften ebenso wie Berufsabschlüsse verschiedener Gesund-
heitsfachberufe und Sozialberufe benannt. Absatz 2 öffnet die soziale Betreuung so-
mit auch für Akademiker*innen wie Fachpersonen der Sozialen Arbeit. Diese kon-
krete, aber auch umfassende und offene Auflistung von möglichen Qualifikatio-
nen als Voraussetzung für Fachpersonen der sozialen Betreuung verhindert einer-
seits, dass Leistungsanbieter*innen aus Kostengründen unausgebildete Hilfskräfte 
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auf Fachkraftstellen einsetzen und ermöglicht den Leistungsanbieter*innen ande-
rerseits hinreichende Flexibilität in der Stellenbesetzung innerhalb des Spektrums 
von Qualifikationen für Fachpersonal der sozialen Betreuung. Die Anerkennung von 
Fachpersonal für soziale Betreuung garantiert, dass neben körperbezogenen Pflege-
maßnahmen auch Bedürfnisse, Ansprüche und Rechte der Nutzer*innen in Bezug 
auf eine selbstbestimmte Alltagsgestaltung, Lebensführung und Teilhabe am ge-
sellschaftlichen Leben professionell begleitet, unterstützt und gewährleistet 
werden. Diese Anforderungen betreffen eben nicht nur Einrichtungen der Eingliede-
rungshilfe, sondern selbstredend auch Einrichtungen der ‚Pflege‘. 

 

IV. Begründung mit Bezug auf die Relevanz von Fachpersonen der sozialen Betreu-
ung, insbesondere aus der Sozialen Arbeit zur Umsetzung der Ziele des WTG NRW 

Wenn Wohn- und Pflegeeinrichtungen für ältere Menschen mit Pflege- und Unterstüt-
zungsbedarf einerseits Einrichtungen mit umfassendem Leistungsangebot darstellen, 
die Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf eine Gesamtversorgung inklusive 
Wohnraum, Pflege, Betreuung und hauswirtschaftlicher Versorgung sowie verwaltungs-
bezogener und haustechnischer Unterstützung zur Verfügung stellen, dann sind dafür 
multi- bzw. interprofessionelle Teams unentbehrlich. Der Personal- bzw. Qualifikati-
onsmix in Wohn- und Pflegeeinrichtungen intendiert, die Kompetenzen der jeweiligen Be-
rufsgruppen so in Einklang zu bringen, dass die Lebensqualität der Nutzer*innen ver-
bessert wird (z. B. Brandenburg & Kricheldorff 2019; Behrend & Scheel 2023; Rubin, Bleck 
& Kricheldorff 2027 i. V.).  

Für die Umsetzung der oben benannten Ziele und Anforderungen des WTG NRW, gemäß 
§ 1 und § 5 WTG NRW sind neben Pflegefachpersonen und Fachpersonen der Hauswirt-
schaft insbesondere zusätzliche Betreuungskräfte nach § 53b SGB XI und Fachperso-
nen der sozialen Betreuung, für die ausschließlich landesrechtliche Regelungen 
existieren, von Bedeutung. Gemäß der Bestimmung des Begriffs der sozialen Betreuung 
in § 3 Abs. 1 WTG NRW wird in besonderer Weise deutlich, dass zur Umsetzung der damit 
verbundenen Aufgaben und Tätigkeiten Mitarbeitende vorhanden sein müssen, die nicht 
primär in den zeitlich eng strukturierten Aufgabenbereichen der Pflege und Hauswirt-
schaft eingebunden sind. 

Zusätzliche Betreuungskräfte nach § 53b SGB XI betreuen und aktivieren ältere Men-
schen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf niedrigschwellig – z. B. durch Maßnahmen 
und Tätigkeiten, die „das Wohlbefinden, den physischen Zustand oder die psychische 
Stimmung der betreuten Menschen positiv beeinflussen können“ – Alltagsaktivitäten wie 
„Malen und basteln“, „Kochen und backen“, „Musik hören, musizieren, singen,“, „Brett- 
und Kartenspiele“ oder „Lesen und Vorlesen“ (GKV-Spitzenverband 2022). Während für 
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die Tätigkeit zusätzlicher Betreuungskräfte kein Berufsabschluss, sondern lediglich ge-
ringfügige Qualifizierungsmaßnahmen erforderlich sind, sind für Fachpersonen der sozi-
alen Betreuung die – bislang – in § 1 WTG DVO aufgeführten Qualifikationen Vorausset-
zung. 

Die Aufgaben von Fachpersonen gehen weit über die niedrigschwelligen Aufgaben 
von zusätzlichen Betreuungskräften hinaus! In Anlehnung an einen in der Sozialen Ar-
beit etablierten Systematisierungsvorschlag zu ihren Aufgaben in Wohn- und Pflegeein-
richtungen (z. B. Karl 2009; Schweppe 2012) sowie auf Grundlage jüngerer empirischer 
Forschung (Bleck & Voigt 2025) können folgende Aufgaben von Fachpersonen der sozia-
len Betreuung exemplarisch benannt werden:  

 Nutzer*innenbezogene Aufgaben: z. B. Einzugs- und Integrationsgespräche; Biogra-
fieerfassung und -arbeit; Betreuungsplanung; Durchführung von größeren Gruppen-
angeboten und Veranstaltungen; Initiierung und Begleitung von Mitwirkungsgremien 
für Nutzer*innen sowie Angehörige; Sozialrechtliche Beratung von Nutzer*innen oder 
Angehörigen; Initiierung gesetzlicher Betreuungen; Psychosoziale Beratung und Inter-
vention. 

 Institutions- und mitarbeiter*innenbezogene Aufgaben: z. B. Konzeption, Koordi-
nation und Evaluation der Angebote; (An)Leitung von zusätzlichen Betreuungskräften, 
Ehrenamtlichen und Praktikant*innen; Zusammenarbeit mit Selbsthilfegruppen und 
ehrenamtlichen bzw. bürgerschaftlich engagierten Personen oder Organisationen 
(gem. § 82b SGB XI); Durchführung von Fortbildungen; Öffentlichkeitsarbeit; Quali-
tätsmanagement; Materialbestellung und nutzer*innenorientierte Raumgestaltung. 

 Umfeld- und gemeinwesenbezogene Aufgaben: z. B. Kooperation mit relevanten 
Unternehmen, Organisationen, Institutionen und Akteur*innen im Quartier; Öffnung 
von Angeboten für das Quartier; Nutzung von Angeboten im Quartier; Verbesserung 
der Teilhabebedingungen von Menschen mit Pflegebedarf im Quartier über das Enga-
gement in oder die Teilnahme an kommunalen Gremien.  

Allein diese exemplarische Auflistung macht die Vielzahl, Komplexität und Relevanz 
der Aufgaben einer qualifizierten sozialen Betreuung deutlich, die in der Literatur im-
mer wieder benannt werden (z. B. Falkenroth 2011; Klein et al. 2015; Löffler & Reuther 
2022) und in einer jüngeren Interviewstudie mit Fachpersonen der sozialen Betreuung 
empirisch bestätigt wurden (Bleck & Voigt 2025). Es ist offensichtlich, dass diese an-
spruchsvollen Aufgaben aufgrund fehlender Qualifikationen nicht von zusätzlichen 
Betreuungskräften übernommen werden können. Auch Pflegekräfte verfügen qua 
Ausbildungsinhalte mehrheitlich nicht über die dafür erforderlichen Fach- und Me-
thodenkompetenzen. Pflegeausbildungsgesetz und Pflegeassistenzgesetz haben 
keine hinreichenden Ausbildungsinhalte für diese Aufgabenstellungen.  
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Darüber hinaus haben sich die Anforderungen an Fachpersonen der sozialen Betreu-
ung in den letzten drei Jahrzehnten aufgrund gesellschaftlicher und sozialpolitischer 
Transformationsprozesse deutlich verändert – verbunden mit einer Steigerung des An-
forderungsniveaus der Aufgaben. So hat sich die Pluralisierung von Lebenslagen und -
stilen im Alter maßgeblich auf nutzer*innenbezogene Aufgaben der sozialen Betreuung 
ausgewirkt, und Fachpersonen der sozialen Betreuung müssen dies im Rahmen der Pla-
nung, Organisation und fachlichen Kontrolle der Angebote und Veranstaltungen berück-
sichtigen. Aufgrund der höheren Morbidität der Nutzer*innen gewinnt die Zusammenar-
beit mit Angehörigen an Bedeutung, etwa im Rahmen von Einzugs- und Integrationsge-
sprächen, der Biografieerfassung oder der Beratung zu rechtlichen Vorsorgeinstrumen-
ten. Während Fachpersonen der sozialen Betreuung früher überwiegend die direkte, akti-
vierende und betreuende Arbeit mit den Nutzer*innen ausgeübt haben (Steiner 1998), 
wird diese inzwischen mehrheitlich von zusätzlichen Betreuungskräften übernommen 
und stehen bei Fachpersonen der sozialen Betreuung Leitungs-, Koordinations-, Kon-
zept-, Vernetzungs- und Beratungsaufgaben im Vordergrund (Bleck & Voigt 2025).  

Für die Durchführung dieser an Anspruch gewonnenen Aufgaben, die zugleich erforder-
lich sind, um den Zielen und Anforderungen des WTG NRW zu entsprechen, braucht es 
zweifelsohne qualifiziertes Fachpersonal. Von den in § 1 WTG DVO benannten Berufs-
gruppen ist die Profession Soziale Arbeit in besonderer Weise zur Durchführung der 
oben benannten Aufgaben der sozialen Betreuung qualifiziert. Dies kann anhand der fol-
genden Dimensionen eines etablierten Kompetenzmodells Sozialer Arbeit (von Spiegel 
2021)5 verbunden mit exemplarischen Konkretisierungen aus Hand- und Lehrbüchern so-
wie Fachbeiträgen zu Sozialer Arbeit mit älteren Menschen (z. B. Kricheldorff 2012; 
Schweppe 2012; Schmidt 2020; Bleck & Engler 2022; Bleck 2023; Löffler & Reuther 2022) 
begründet werden: 

 Wissen: Soziale Arbeit ist multi- und transdisziplinär begründet und greift auch im 
professionellen Handeln mit älteren Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf 
auf die im Studium vermittelten Wissensgrundlagen und Betrachtungswinkel einer 
Vielfalt relevanter Bezugsdisziplinen (z. B. Erziehungswissenschaften, Kulturwissen-
schaften, Medizin, Politikwissenschaften, Psychologie, Recht, Sozialphilosophie, So-
ziologie, Verwaltungs- und Organisationswissenschaften) zurück. Um Herausforde-
rungen wie Ressourcen in der Alltagsgestaltung, Lebensbewältigung und Teilhabeför-
derung von älteren Menschen in Wohn- und Pflegeeinrichtungen angemessen einord-
nen sowie berücksichtigen zu können, braucht es eine mehrperspektivische und 

 
5 Für diese Stellungnahme wurde der Begründungszusammenhang über Kompetenzdimensionen des pro-
fessionellen Handelns Sozialer Arbeit gewählt. Ergänzend ist ausdrücklich auf die, für die anspruchsvollen 
Aufgaben der sozialen Betreuung relevanten Bildungsinhalte in Studiengängen Sozialer Arbeit hinzuweisen, 
für die hier aus Platzgründen auf das unlängst aktualisierte Kerncurriculum der DGSA (2026) verwiesen 
wird. 
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ganzheitliche Betrachtungsweise, von der das professionelle Handeln der Sozialen 
Arbeit originär ausgeht. 

 Können: Soziale Arbeit verfügt über ein breites fachspezifisches Methodenspekt-
rum für die partizipative Begleitung, Förderung und Unterstützung älterer Menschen 
mit Pflege- und Unterstützungsbedarf bei der selbstbestimmten Alltags- und Lebens-
bewältigung sowie der gleichberechtigten gesellschaftlichen Teilhabe, z. B. Soziale Di-
agnostik, Soziale Beratung, Biografiearbeit, Soziale Einzelfallhilfe, Case Management, 
Soziale Gruppenarbeit, Soziale Netzwerkarbeit, Sozialraum- bzw. Gemeinwesenar-
beit. 

 Haltung: Soziale Arbeit richtet ihren Blick auf „Aufgaben der Alltags- und Lebensbe-
wältigung, auf ambivalente Herausforderungen der und Befähigungen für die Lebens-
führung in veränderten Umwelten und Lebenslagen sowie die (auch) menschen-
rechtlich begründete Gewährleistung von Selbstbestimmung und Teilhabe im Alter“ 
(Bleck & Engler 2022). Damit liegen die originären professionstheoretischen Begrün-
dungen der Haltung und des Handelns Sozialer Arbeit in unmittelbarer inhaltlicher 
Nähe zu den Zielen und Anforderungen des WTG NRW. Zudem sind Fachpersonen 
Sozialer Arbeit durch Grundlagen des Studiums sensibilisiert für Strukturen und Pro-
zesse, die zu Exklusion, Diskriminierung und Machtmissbrauch führen. Mit diesem 
professionellen Fokus und dem Selbstverständnis als Menschenrechtsprofession auf 
Basis einer eigenen Berufsethik (DBSH 2024), einer transdisziplinären Wissensgrund-
lage und eines breiten Methodenspektrums, ist die Soziale Arbeit in besonderer Weise 
qualifiziert, um sich in Wohn- und Pflegeeinrichtungen kollektiv und individuell für 
Schutz-, Selbstbestimmungs- und Teilhaberechte der Nutzer*innen einzusetzen 
und diese ressourcen-, befähigungs- und beteiligungsorientiert sicherzustellen. 
 

V. Begründungen mit Bezug auf Kritikpunkte zum WTG NRW_E und zur WTG DVO_E 

Der Gesetzentwurf zur Verwaltungsvereinfachung des Heimrechts sowie der Entwurf ei-
ner Verordnung zur Durchführung des Wohn- und Teilhabegesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen folgen weiterhin – nahezu unverändert – den bisherigen inhaltlichen 
Zielsetzungen des WTG NRW. Für die Umsetzung der im Gesetzentwurf der Landesre-
gierung enthaltenen Festlegungen zum Zweck des Gesetzes gemäß § 1 WTG NRW_E ist 
auch die Sicherung der Strukturqualität in stationären Wohn- und Pflegeeinrichtungen 
für Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf unerlässlich.  

Relevanz der Sicherung von Strukturqualität 

Die in § 1 WTG NRW_E weiterhin differenziert benannten Festlegungen in Bezug auf den 
Schutz der Würde, Rechte, Interessen und Bedürfnisse Nutzer*innen – unter Beachtung 
des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderung und des § 1 des 
Inklusionsgrundsätzegesetzes NRW – vor Gefahren sowie die Unterstützung der 
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Mitwirkung und Mitbestimmung der Nutzer*innen und den Schutz der Nutzer*innen vor 
Gewalt, Diskriminierung, Vernachlässigung und Missbrauch sowie die Sicherung der Teil-
habe und Selbstbestimmung der Nutzer*innen lassen erkennen, dass die Ziele des Ge-
setzes berechtigterweise nicht allein der Gefahrenabwehr, sondern ebenso der Qua-
litätssicherung dienen, insbesondere in Bezug auf die Unterstützung von Mitwirkung und 
Mitbestimmung sowie die Sicherung von Selbstbestimmung und Teilhabe.  

Nachvollziehbare Intentionen zur Verwaltungsvereinfachung des Heimrechts dürfen 
nicht außer Acht lassen, dass es sich bei dem WTG NRW bislang um ein fortschrittli-
ches Heimgesetz handelt, das „Teilhabe“ im Gesetzestitel trägt. Auch die Begründun-
gen zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetzentwurfs der Landesregierung betonen –  
aus Sicht der Sozialen Arbeit erfreulicherweise – überaus deutlich, dass § 1 Nr. 4 WTG 
NRW_E die „besondere Bedeutung der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft für das Ge-
setz und deren Anwendung“ herausstellt. So heißt es dort weiter:  

„Entscheidend ist, dass Teilhabe gelebt wird. Die Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter müssen 
daher die Teilhabe am gemeinschaftlichen und kulturellen Leben der Nutzerinnen und Nutzer sicherstellen. 
[…] haben älteren oder pflegebedürftigen Menschen und Menschen mit Behinderungen ein Leben nach ih-
ren Wünschen und unter Wahrung ihrer Freiheitsrechte zu ermöglichen. Damit ist der Auftrag verbunden, 
den betroffenen Personen ein selbstbestimmtes Leben in Würde zu gewähren. Es kommt daher darauf an, 
dass im täglichen Leben in den Angeboten nach § 2 Absatz 1 die Anforderungen berücksichtigt und deren 
Wirkungsabsichten tatsächlich realisiert werden.“ 

Diese aus Sicht der Sozialen Arbeit nicht nur moralisch legitimen, sondern – gemäß der 
UN-Behindertenrechtskonvention, des Inklusionsgrundsätzegesetzes NRW und eben 
auch des WTG NRW – rechtlich verbürgten Ansprüche sind in der praktischen Umset-
zung äußerst anspruchsvoll und aufwändig. Deswegen dürfen Regelungen der Verwal-
tungsvereinfachung einerseits nicht zur Absenkung von Qualitätsstandards zur Si-
cherung von Schutz-, Selbstbestimmungs- und Teilhaberechten führen. Andererseits 
setzt die Gewährleistung dieser komplexen Schutz-, Selbstbestimmungs- und Teilhaber-
echte hinreichend qualifiziertes Fachpersonal voraus. 

Auch wenn das sogenannte ‚Fachkraftpostulat‘ aufgrund des Personalmangels und fi-
nanzpolitischer Aushandlungsprozesse von manchen Seiten unter Kritik steht, darf nicht 
vergessen werden: Ein ‚fachkraftbasiertes Schutzniveau‘ dient auch in Wohn- und Pfle-
geeinrichtungen für ältere Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf ausdrücklich 
dem Schutz und der angemessenen Unterstützung der Nutzer*innen, weil eine dau-
erhaft hohe Betreuungs- und Pflegequalität nur durch entsprechende Anforderungen 
an die personelle Strukturqualität sichergestellt werden kann. 

Im WTG NRW_E wurden nun aber grundlegende Anforderungen an die personelle 
Strukturqualität gestrichen, indem in § 1 WTG NRW_E der aktuell in § 1 Abs. S. 2 WTG 
NRW enthaltene Halbsatz „die Rahmenbedingungen für Betreuungs- und Pflegekräfte 
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positiv zu gestalten und die Einhaltung der den Leistungsanbieterinnen und Leistungsan-
bietern obliegenden Pflichten zu sichern“ ersatzlos gestrichen wird. 

Relevanz von Fachpersonal der sozialen Betreuung 

Für die Umsetzung der grundlegenden Zwecke, Ziele und Anforderungen gemäß der 
§§ 1 und 5 WTG NRW_E sind Fachpersonen der sozialen Betreuung nicht nur von zent-
raler Bedeutung, sondern unbedingt notwendig.  

Auch für die Durchführung der in § 3 Abs. 1 WTG NRW_E im Rahmen der Begriffsbestim-
mung der sozialen Betreuung beschriebenen Tätigkeiten und Aufgaben der sozialen 
Betreuung wird Fachpersonal zwingend benötigt, wenn die Nutzer*innen in diesem 
Sinne angemessen u. a. in ihrer „selbstbestimmten Lebensführung und insbesondere der 
Erfüllung ihrer sozialen und kognitiven Bedürfnisse“ unterstützt und in ihrer „unabhängi-
gen Lebensführung und der vollen Teilhabe am Leben in der Gesellschaft gefördert wer-
den sollen“. Dies umfasst im Übrigen auch den Aspekt des Menschenrechts auf Bildung. 
Wohn- und Pflegeeinrichtungen für ältere Menschen sind auch Orte der Bildung, an de-
nen qualifizierte Fachpersonen lebenslanges Lernen begleiten – so wie es in dem zurzeit 
in Arbeit befindlichen Zehnten Altersbericht der Bundesregierung zu dem Thema „Bildung 
und Lernen im Alter” ausdrücklich behandelt werden wird. 

Pflegefachpersonen verfügen weder hinreichend über die Qualifikationen für die auch 
weiterhin in § 3 Abs. 1 WTG NRW_E genannten Tätigkeiten und Aufgaben, weil diese In-
halte nicht Gegenstand ihrer Ausbildung sind, noch haben sie die zeitlichen Ressourcen 
diese Aufgaben zu koordinieren, anzuleiten oder selbst durchzuführen. Zusätzlichen Be-
treuungskräften fehlt für diese Aufgaben die erforderliche Qualifikation. Es braucht also 
Fachpersonal der sozialen Betreuung, das für diese Aufgaben hinreichend qualifi-
ziert ist. Insbesondere Fachpersonen der Sozialen Arbeit verfügen über das dafür not-
wendige Kompetenzprofil, da dies Teil der Curricula der Studiengänge der Sozialen 
Arbeit ist (vgl. DGSA 2026).   

Deshalb sind auf ordnungsrechtlicher Ebene der ‚Heimgesetze‘ der Bundesländer An-
forderungen zur personellen Strukturqualität vorzuhalten, die im Leistungsrecht des 
SGB XI nicht geregelt sind, auch wenn die Begründungen zum Gesetzesentwurf dies an-
nehmen lassen. So existieren für die seit dem 01.07.2023 geltenden Regelungen zur Per-
sonalbemessung gemäß § 113c SGB XI keine Bemessungsgrundlagen für Fachperso-
nal der sozialen Betreuung! Für den Algorithmus der Personalbemessung wurden nur 
Tätigkeiten von Pflegefachpersonen einbezogen und Tätigkeiten, die von Pflegfachperso-
nen hätten erbracht werden sollen. Fachpersonen der sozialen Betreuung und zusätzli-
che Betreuungskräfte wurden bislang nicht ausdrücklich analysiert und den Qualifikati-
onsniveaus zugeordnet (vgl. z. B. Rothgang et al. 2020; Rothgang et al. 2025). Für zusätz-
liche Betreuungskräfte nach 53b SGB XI wird dies im Rahmen weitergehender Analysen 



  
 
 
 
 

14 
 

möglicherweise nachgesteuert. Allerdings wird dies nicht für Fachpersonal der sozialen 
Betreuung der Fall sein, da für dieses noch nie rechtliche Regelungen auf Bundesebene 
des SGB XI existierten – auch wenn dieser Umstand seit Einführung des SGB XI kritisiert 
wird (z. B. Klie 1996; Künzel-Schön 1996; DGSA-Fachgruppe Soziale Arbeit in Kontexten 
des Alter(n)s 2022). Es existierten und existieren somit nur landesrechtliche Sonderre-
gelungen (z. B. DVSG 2021). Deshalb ist es von fundamentaler Bedeutung, dass diese 
erhalten bleiben.  

Zugleich ist damit auf die eklatante Lücke in der anwendungsorientierten gerontologi-
schen Forschung hinzuweisen, dass zur Umsetzung von Aufgaben der sozialen Betreu-
ung, gerade auch in der interprofessionellen Kooperation in Wohn- und Pflegeinrichtun-
gen, umfassende empirische Grundlagen fehlen. So liegen weder aktuelle Bestandsauf-
nahmen dazu vor, wie sich die Umsetzung von sozialer Betreuung im landesrechtlichen 
Vergleich darstellt, noch existieren umfassendere Analysen dazu auf Ebene des Landes 
NRW. So ist ausdrücklich festzuhalten: Bislang fehlt eine wissenschaftlich fundierte und 
zugleich praxisnahe Grundlage für die nutzer*innenorientierte Gestaltung und Ausgestal-
tung von Aufgaben sowie Maßnahmen der sozialen Betreuung (z. B. Bäcker & Bieler 2025) 
– angeschlossen werden könnte zumindest an Studien und Rahmenkonzepte zur Umset-
zung von selbstbestimmter Teilhabe in Wohn- und Pflegeeinrichtungen (z. B. Bleck et al. 
2020). 

Vor diesen Hintergründen ist aus Sicht der Sozialen Arbeit nun zunächst kritisch einzu-
ordnen, dass  

 die bislang im geltenden § 4 Abs. 10 Satz 1 WTG NRW enthaltenen Anforderungen an 
die personelle Strukturqualität in Bezug auf Fachpersonen für betreuende Tätig-
keiten („Betreuende Tätigkeiten (dürfen) nur durch Fachkräfte oder unter deren ange-
messener Beteiligung wahrgenommen werden“)  

 sowie die im geltenden § 4 Abs. 10 Satz 2 WTG NRW enthaltene schriftliche Festle-
gung ihrer Aufgaben, Verantwortungen und Qualifikationen (z. B. „welche betreu-
enden Tätigkeiten im Einzelnen ausgeführt werden und welchen Beschäftigten dabei 
welche Aufgaben und Verantwortungen zuzuordnen sind“, „welche fachlichen Stan-
dards es für die Ausübung der betreuenden Tätigkeiten gibt und wie deren Umsetzung 
gesichert wird“, „wie die oder der Beschäftigte für die Ausübung der betreuenden Tä-
tigkeiten qualifiziert wurde“).  

im WTG NRW_E nicht mehr in dieser Art und Weise aufgenommen wurden. 

Die entscheidende Kritik dieser Stellungnahme bezieht sich dann aber darauf aufbau-
end darauf, dass die WTG DVO_E in § 1 die Anerkennung als Fachkraft in Unterstützungs-
angeboten nur noch nach § 15 Abs. 2 WTG_E vorsieht. Damit ist Fachpersonal der sozi-
alen Betreuung zukünftig nur noch in Einrichtungen der Eingliederungshilfe und nicht 
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mehr in Wohn- und Pflegeeinrichtungen für ältere Menschen mit Pflege- und Unter-
stützungsbedarf vorgesehen. Vielmehr wird den Leistungsanbieter*innen „mit dem 
Wegfall der Anerkennungsregelung für Pflegeeinrichtungen […] die Finanzierungsgrund-
lage für die Beschäftigung von Sozialarbeitern/Sozialpädagogen in Pflegeeinrichtungen 
entzogen“ (Fuchs 2026). Wenn nun aber – wie oben erläutert – der Verweis in den Begrün-
dungen zum WTG NRW_E auf die Bundesebene des SGB XI mit Bezug auf das Personal-
bemessungssystem und dessen ‚kompetenzorientierte Personalausstattung‘ nicht greift, 
dann wird in Zukunft de facto kein Fachpersonal der sozialen Betreuung in Wohn- und 
Pflegeeinrichtungen für ältere Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarfen mehr 
existieren. Denn diesbezügliche Regelungen gab es nie im Leistungsrecht auf Bundes-
ebene des SGB XI, sondern ausschließlich im Ordnungsrecht auf Landesebene in den 
‚Heimgesetzen‘. Daher ist es so wichtig, diese auf Landesebene zu erhalten! 

Dass die Umsetzung der Ziele und Anforderungen des WTG-NRW_E Fachpersonal der so-
zialen Betreuung erfordert, wurde in dieser Stellungnahme ausführlich begründet. Wenn 
auf landesrechtlicher Ebene zukünftig nur noch die Finanzierungsgrundlage für 
Fachpersonen der sozialen Betreuung in Einrichtungen der Eingliederungshilfe vor-
gesehen ist, wird dies erhebliche negative Konsequenzen für die in Wohn- und Pfle-
geeinrichtungen lebenden älteren Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf 
und die Sicherstellung bzw. Wahrung ihrer Rechte auf eine selbstbestimmte Lebens-
führung und gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben haben. 
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